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§
Amtliches

-
erkün - iaungsvlatt

für den AMtsbezirk DnrLach .
Nr . 2. Montag den 8 . Januar 1917 .

VekLUNkmachMg über die kegelMg des Ver¬
kehrs mik Web-. Wirk-. Stritt- « . SchchmüLSN.

Vom - 1916.
. 23 . Dezember

Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft¬
lichen Maßnahmen usw . vom 4. August 1914 (Reichs-Ge-
setzbl . S . 327 ) folgende Verordnung erlassen :

8 l . .
Zur Sicherstellung des Bedarfs der bürgerlichen Be¬

völkerung an Web -, Wirk - und Strickwaren und den aus
ihnen gefertigten Erzeugnissen , sowie an Schuhwaren
wird eine Neichsstelle für bürgerliche Kleidung (Neichs-
bekleidungsstelle ) errichtet .

Schuhwaren im Sinne der Verordnung sind solche,
die ganz oder zum Teil aus Leder , Web- , Wirk - oder

' Strickwaren , Filz oder filzartigen Stoffen bestehen.
8 2.

Die Reichsbekleidungsstelle hat die Ausgabe :
1 . den Vorrat an den im 8 1 bezeichneten Gegen¬

ständen , soweit sie nicht von der Heeres - und
Marineverwaltung beansprucht werden , zu ver¬
walten , insbesondere für gleichmäßige Verteilung
und sparsamen Verbrauch Sorge zu tragen ;

2. den Behörden , öffentlichen und privaten Kran¬
kenanstalten und solchen anderen Anstalten , deren
Bedarf nach Anordnung des Reichskanzlers oder
der Landeszentralbehörben von der Neichsbeklei -
dungsstelle gedeckt werden soll , die im 8 1 bezeich¬
neten Gegenstände zu beschaffen ;

3. die Versorgung der Behörden mit Ilniformstoffen
für die bürgerlichen Beamten zu regeln ;

4. die -Herstellung und den Vertrieb von Ersatzstoffen
zu fördern .

8 3
Die Reichsbekleidungsstelle gliedert sich in eine Ver -

waltungsabteilung und eine Geschäftsabteilung .
8 4.

Die Berwaltungsabteilung ist eine Behörde , die dem
Reichskanzler ( Reichsamt des Innern ) unterstellt ist . Sie
besteht aus einem Vorstand und einem Beirat . Der Vor¬
stand besteht aus einem Vorsitzenden , einem oder meh¬
reren stellvertretenden Vorsitzenden und einer vom
Reichskanzler zu bestimmenden Anzahl von Mitgliedern .
Der Reichskanzler ernennt den Vorsitzenden , die stellver¬
tretenden Vorsitzenden und die Mitglieder .

8 b.
Der Beirat besteht aus dem Vorsitzenden des Vor¬

standes der Reichsbekleidungsstelle als Vorsitzenden , fünf
Königlich Preußischen Regierungsvertrctern und je
einem Königlich Bayerischen , Königlich Sächsischen , Kö¬
niglich Württembergischen , Großherzoglich Badischen ,
Großherzoglich Sächsischen und Elsaß -Lothringischen
Regierungsvertreter . Außerdem gehören ihm an
der Vorsitzende des nach 8 16 zu bildenden Aus¬
schusses, zwei Vertreter des Deutschen Städtetags ,
je ein Vertreter des Deutschen Handelstags , des
Deutschen Landwirtschaftsrats , des Kriegsausschusses für
die deutsche Industrie , des Handwerkes , der Verbraucher
und fünf weitere Vertreter ; der Reichskanzler ernennt
die Vertreter und ihre Stellvertreter , sowie einen Stell¬
vertreter des Vorsitzenden .

8 6.
Der Beirat soll über grundsätzliche Fragen , insbeson¬

dere über die Durchführung der Bezugsüberwachung , ge¬
hört werben .

Gewerbetreibende , die mit den im 8 1 bezerchneten
Gegenständen Großhandel treiben oder Bekleidungsstücke
im Großbetriebe Herstellen, dürfen nur an solche Abneh¬
mer Waren liefern , mit denen sie bereits vor dem 1 . Mai
1916 in dauernder Geschäftsverbindung gestanden haben .
Die Reichsbekleidungsstelle kann bei Verträgen , die vor

dem 1 . Mai 1916 abgeschlossen worden sind, aus Antrag
die Erfüllung auch dann gestatten , wenn eine dauernde
Geschäftsverbindung nicht besteht.

Die gewerbsmäßige Herstellung von Bekleidungs¬
stücken darf nur auf Bestellung und nur dann vorgcnom -
men werden , wenn der Gewerbetreibende von seinem
Kunden einen festen Auftrag schriftlich erhalten hat , in
dem Stückzahl und Preis für jeden Gegenstand ange¬
geben sind; diese Vorschrift findet auf die Maßschneiderei
und auf Musterkollektionen keine Anwendung .

Die Vorschriften des Abs. 1 und 2 finden auf Schuh¬
waren keine Anwendung .

8 8.
Jeder Gewerbetreibende , der Kleinhandel mit den

im 8 1 bezeichneten Gegenständen betreibt , hat unverzüg¬
lich eine Inventur über die in seinem Besitze befindlichen
Waren aufzunehmen . Hierbei sind die derzeitigen Klein¬
handelsverkaufspreise unter Zugrundelegung der Preise
einzusetzen, die den in der Bekanntmachung über Preis¬
beschränkungen bei Verkäufen von Web - , Wirk - u . Strick¬
waren vom 30 . März 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 214) vor¬
geschriebenen Preisen entsprechen.

Die Inventur haben auch diejenigen Gewerbetrei¬
benden aufzunehmen , die neben dem Kleinhandel gleich¬
zeitig Großhandel oder Maßschneiderei oder beides be¬
treiben .

Vor Abschluß der Inventur dürfen in ihr aufzuneh¬
mende Waren nicht veräußert werden . Nach Abschluß der
Inventur dürfen von jeder , Art der aufgenommenen
Waren bis 1 . August 1916 höchstens 20 v . Hundert , nach
den in der Inventur eingesetzten Preisen berechnet , ver¬
äußert werden .

Wer neben dem Kleinhandel gleichzeitig Großhandel
oder Maßschneiderei oder beides betreibt , darf außer die¬
sen 20 vom Hundert unbeschadet der Vorschriften des 8 7
noch so viel veräußern , als er im Großhandel absetzt,
und so viel verarbeiten , als er zur Maßschneiderei be¬
nötigt .

Die Buchführung ist so einzurichten , daß eine Nach¬
prüfung der vorgeschriebcnen Inventuren und der statt¬
gehabten Verkäufe möglich ist.

Die Reichsbekleidungsstelle kann Bestimmungen
über die Verpflichtung zur Aufstellung weiterer Inven¬
turen und über eine allgemeine Bestandsaufnahme er¬
lassen. Sie kann dabei den Gewerbetreibenden weitere
Einschränkungen für den Absatz ihrer Waren und wei¬
tere Verpflichtungen über die Buchführung und derglei¬
chen auferlegen .

Die Vorschriften des Abs . 1 bis 5 finden auf Schuh¬
waren keine Anwendung .

. 8 9.
Der Verkauf der im 8 1 bezeichneicn Kcecnstänl e an

die Verbraucher ist allen Personen verboten , die nickt
gewerbsmäßig Kleinhandel mit diesen Gegenständen be¬
treiben .

8 9a.
Getragene Klelöungs - und Wäschestücke und getra¬

gene Schuhwaren dürfen entgeltlich nur veräußert
werden :

1 . von den behördlich zugelasscnen Personen und
Stellen ,

2. von anderen Personen an die behördlich zugelas¬
senen Personen und Stellen .

Getragene Kleidungs - und Wäschestücke und getra¬
gene Schuhwaren dürfen nur die behördlich zugelassessen
Personen und Stellen gewerbsmäßig erwerben .

Die Reichsbekleidungsstelle kann Ausnahmen von
diesen Vorschriften zulassen.

Der Reichskanzler kann weitere Bestimmungen über
den Verkehr mit den im Absatz 1 bezeichneten Gegenstän¬
den erlassen .

8 10.
Als Kleinhandel im Sinne dieser Verordnung gilt

der Verkauf an den Verbraucher .



811.
Wer mit den tm 8 1 bezeichneten Gegenständen Ge¬werbe treibt, darf diese Gegenstände nur gegen einenvon der zuständigen Behörde ausgefertigten Bezugs¬schein an die Verbraucher zu Eigentum oder zur Be¬nutzung überlasten. Die Ueberlassungzur Benutzung füreinen Zeitraum von nicht mehr als drei Tagen darf ohneBezugsschein erfolgen. Die Reichsbekleidungsstellekannweitere Ausnahmen von der Vorschrift im Satze 1 zu¬lassen.

Der Gewerbetreibende darf den Preis erst nach Emp¬fang des von der zuständigen Behörde ausgefertigtenBezugsscheins ganz oder teilweise fordern oder anneh¬men .
Der Bezugsschein wird dem Verbraucher nur imBedarfsfall und nur auf Antrag erteilt . Der Antrag¬steller muß die Notwendigkeit der Anschaffung auf Ver¬langen dartun . Von diesem Verlangen kann Abstand ge¬nommen werden, wenn die Vermutung für die Notwen¬digkeit spricht. Die ReichSbekleidungsstelle hat die Fällezu bestimmen , in denen diese Vermutung als gegeben an¬gesehen werden kann, und auch sonst Grundsätze aufzu¬stellen , nach denen die Notwendigkeit der Anschaffung be¬urteilt wird.

8 11a.
Es ist verboten, zu Zwecken des Wettbewerbes inZeitungsanzeigen oder anderen Bekanntmachungen, diefür einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind ,insbesondere durch Bekanntmachungen im Schaufensteroder in sonstigen Geschäftsräumen, in einer für dieO.essentlichkeit erkennbaren Weise auf die Bezugsschcin -freil. eit oder die Bezugsscheinregelung hinzuweisen.

812.
Die Ausfertigung des Bezugsscheins erfolgt durchdie zuständige Behörde des Wohnorts des Antragstellers,die hierüber Listen zu führen hat. Der Bezugsschein istnicht übertragbar,' er gibt kein Recht auf Lieferung derWare, deren Bedarf bescheinigt ist.
Die Reichsbeklcidungsstelle kann nähere Bestimmun¬gen über das bei Ausfertigung der Bezugsscheine zu be¬obachtende Verfahren treffen. Für die Bezugsscheineund die Listen sind die von der ReichSbekleidungsstelleaufgestellten Muster zu verwenden.

8 13.
Die Gewerbetreibenden haben die empfangenen Be¬zugsscheine durch deutlichen Vermerk ungültig zu machen( Lochen und dergleichen ) , die ungültigen Scheine zu sam¬meln und am 1. jeden Monats an die zuständige Behördedes Wohnorts des Verkäufers abzuliefern.

8 11 .
Die Beauftragten der Reichsbcklcidnngsstellc unddie von Len Lanüeszentralbehörden und Kommunalver¬bänden mit der Ueberwachung der Vorschriften in 88 7bis 13 betrauten Personen sind befugt, in die Räume derdieser Verordnung unterstehenden Betriebe einzutreten,die Warenlager und die übrigen Geschäftseinrichtungenzu besichtigen, Auskunft cinzuholen und die Geschäftsauf -zeichnungcn einzuschen . Sie sind verpflichtet , über dieEinrichtungen und GesMftsverhältnissc, die hierbei zuihrer Kenntnis kommen , vorbehaltlich der dienstlichenBerichterstattung und der Anzeige von Gesetzwidrigkei¬ten , Verschwiegenheit zu beobachten .

Z lö .
Die zuständige Behörde kann Betriebe schließen,Seren Unternehmer oder Leiter sich in Befolgung derPflichten, die ihnen durch diese Verordnung und die zuihrer Ausführung erlassenen Bestimmungen auferlegtsind, unzuverlässig zeigen .
Gegen diese Verfügung ist Beschwerde zulässig, lieberdie Beschwerde entscheidet die höhere Verwaltungs¬behörde endgültig. Die Beschwerde hat keine aufschie¬bende Wirkung.

8 16.
Die Deckung des Bedarfs der im 8 2 Nummer 3 auf¬geführten Behörden und Anstalten erfolgt in der Weise,lmß die von der Landeszentralbehöröe vorgeprüften Be¬darfsanzeigen der Reichsbekleidungsstelle überwiesen undeinem aus sieben Mitgliedern bestehenden Ausschuß be¬hufs Feststellungdes zu überweifenden Anteils vorgelegtwerden, worauf dann die Reichsbekleidungsstelledie Be-zugsbescheinigunsder Feststellung entsprechend ausstellt.Das Nähere, insbesondere auch die Zusammensetzungdes Ausschusses, bestimmt der Reichskanzler.

8 17.
Die Vorschriften dieser Verordnung finden keine An¬wendung
1 . auf die von den Heeresverwaltungen und derMarineverwaltung beschlagnahmten Gegenständewährend der Dauer der Beschlagnahme, -
2. auf den Erwerb von Gegenständen seitens derHeeresverwaltungen und der Marinevcrwaltung .

§ 18.
Die Landeszentralbehörden bestimmen , wer als zu¬ständige Behörde im Sinne der 88 12,13, sowie des 8 15und als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 8 15anzuschen ist . Sie oder die von ihnen bezeichneten Be¬hörden erlaffen Sie näheren Bestimmungen zur Aussül,-rung und Neberwachung der Einhaltung der Vorschrif¬ten der 88 7 bis 9, 16 bis 13,' soweit dies nicht geschieht ,haben die Kommunalverbände die Ausführung undNeberwachung der Vorschriften der 88 7 bis 9, 16 bis 13selbständig zu regeln und die notwendigen Einrichtungenzu treffen.

8 19-
Der Reichskanzler erläßt die Bestimmungen zurAusführung dieser Verordnung , soweit dies nicht denLandeszentralbehördcn, der Reichsbekleiduugsstelle oderden Kommunalverbäuden überlassen ist . Er kann Aus¬nahmen von den Vorschriften dieser Verordnung zu¬lasten.

8 26.
Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬strafe bis zu ftinszehntausendMark wird bestraft:
1. wer den Vorschriften des 8 7 Abs. 1 Satz 1, Abs . 2,88Abs . Ibis6,89 . 89a Abs. 1 , 2, 811 Abs. 1 Satzl ,Abs. 2, 8 11 -b 8 12 Abs. 1 Satz 2 und 8 13 oder denzu diesen Vorschriften erlassenen Ausführungs¬bestimmungen des Reichskanzlers, der Landes- -

Zentralbehörden oder der von ihnen bezeichnetenBehörden, der ReichSbekleidungsstelle oder derKommunalverbände zuwiderhandelt,-
2. wer der Vorschrift des 8 14 zuwider den Eintrittin die Räume, die Besichtigung oder die Einsichtin die Geschäftsaufzeichnuugen verweigert,-3. wer eine nach 8 14 von ihm erforderte Auskunftnicht erteilt oder wissentlich unwahre oder unvoll¬ständige Angaben macht,-
4 . wer den Vorschriften des 8 14 zuwider Verschwie¬genheit nicht beobachtet,-
5 . wer den auf Grund des 8 9a Abs 4 erlassenenBestimmungen zuwiderhandelt.
Im Falle der Nummer 4 tritt die Verfolgung nurauf Antrag des Unternehmers ein .Bei Zuwiderhandlungen gegen 8 7 Abs. 1 Satz 1, Ab¬satz 2 , I9a Abs. 1, 2 und 8 Ha können neben der Strafedie Waren, auf die sich die strafbare Handlung bezieht ,eingezogen werden, ohne Unterschied , ob sie dem Tätergehören oder nicht.

8 21 .
Tie Verordnung tritt mit dem 13^ Juni 1916 und-27 . Dezember 1616 in Kraft.Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt desAußerkrafttretens .

(M s 635 > VekMNlmachung Kber SchnhWsren.
Bom 23 . Dezember 1916.

Auf Grund der 88 1 , 19 der Bekanntmachung überdie Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk - , Strick - undSchuhwarcn vom 10. Juni 1916 und 23. Dezember 1616sReichs-Gcsetzbl. S . 463 und S . 1426 ) bringe ich folgendeszur öffentlichen Kenntnis :
8 1 .

In dem Verzeichnis F ( Freiliste) im 8 2 der Bekannt¬machung über Bezugsscheine vom 31 . Oktober 1916(Reichs -Gesehbk. S . 1218) wird die Nummer 31 , Schnh -waren , gestrichen.
8 2.

Bezugsscheine für die im nachstehenden Verzeichnisaufgeführten Luxus-Schuhwaren können ohne Prüfungder Notwendigkeit der Anschaffung erteilt werden, wennder Antragsteller durch Vorlegung einer Abgatzebescheini-gung einer der von der Rcichsbekleidungsstelle zu bestim¬menden Annahmestellen nachweist, daß er dieser ein vonihm getragenes gebrauchsfähiges Paar Schuhe oderStiefel , deren Unterboden aus Leder besteht, entgeltlichoder unentgeltlich überlasten hat.



Auf einem derartigen Bezugsschein muffen Sie
Luxns-Schuhwaren nach dem Wortlaut des nachstehenden
Verzeichnisses angegeben sein. Wer mit Schuhwaren
Gewerbe treibt , darf gegen einen derartigen Bezugsschein
nur ein Paar der im nachstehenden Verzeichnis ausge -
fülirten Luxus-Schuhwaren an Verbraucher zu Eigentum
oder zur Benutzung überlassen .

Das Nähere, insbesondere die Beschränkung der
Paarzahl , für die derartige Bezugsscheine ausg : itellt
werden können , bestimmt die Reichsbekleidungsstelle .

Verzeichnis der Luxns -Schuhwaren
1 . Schuhwaren, deren Schäfte ganz oder zum Teil

aus feinfarbigem echten Ziegenledcr ( Ehcvreanl
oder ans feinfarbigcm Kalblcdcr oder Lackleder
ini -ht Sacktuch ) jeder Art bestehen.

Dazu gehören nicht Schuhwaren, die nur Lack¬
leder - Vorderkappen haben , sowie Schuhmaren,deren Schäfte aus braune?» Ziegenleder ( Ele -
vreau » oder braunem Kalbleder, ohne Rücksicht
auf die Farbentvne , bestehen.

2. Gesellschafts- oder Tanzschube auS Lacklcser !nicht
Lacktuch ) , Seide, Atlas , Brokat oder Sammet .

3. Hausschuhe ober Pantoffel mit Absätzen non mehr
als 3 em Höhe , deren Schäfte auS Seide , Atlas ,Brokat, Sammet , Lackleder (nicht Sacktuch ) oder
Wildleder sSämisch- Leder ) bestehen.

4. Reitstiefel, deren Schäfte ganz oder zum Teil aus
Lackleder bestehen.

8 3.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrift im 8 2 Ab¬

satz 2 Satz 2 dieser Bekanntmachung werden nach 8 20
Nummer 1 der Bekanntmachungüber die Regelung des
Verkehrs mit Web -, Wirk-, Strick - und Schuhwaren vom
18. Juni 1916 und 23. Dezember 1916 bestraft . Auch kann
nach 8 18 letzterer Bekanntmachung die zuständige Be¬
hörde die betreffenden Betriebe schließen.

8 4.
Diese Bekanntmachung tritt am 27. Dezember 1916

kn Kraft.
Schuhwaren, die bisher bezugsscheinfrei waren , aber

durch diese Bekanntmachungbezugsscheinpflichtig werden,dürfen noch bis zum 31 . Januar 1917 ohne Bezugsschein
an die Verbraucher ausgehändigt werden, wenn sie aufGrund einer Bestellung des Verbrauchers bereits am 27.
Dezember 1916 in Arbeit genommen waren.

Berlin , den 23. Dezember 1916.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Dr . Helfferich .

(Nr 5636 ) Vekannkmachuug über den Verkehr
mtt getragenen Kleidungs- vnb VascheiMen

und getragene» Schuhwareu.
I Vom 23. Dezember 1916.

Auf Grund der 88 9 a, 19 der Bekanntmachung über
die Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk-, Strick- und
Schuhwaren vom 16. Juni 1916 und 28. Dezember 1916
(Reichs-Gesetzbl. S . 463 und S . 1420) bringe ich folgendes
zur öffentlichen Kenntnis :

Die Durchführung des Erwerbes , der Bearbeitungund Veräußerung getragener Kleiöungs- und Wäsche¬
stücke und getragener Schuhwaren wird den Kommunal-
verbänden als den nach 8 9a zugelaffenen Stellen über¬
tragen . Die Landeszentralbehöröen bestimmen , wer als
Kommunalvcrband anzusehen ist.

Die Kommunalverbänöe können sich zur Durchfüh¬
rung der ihnen im Abs . 1 übertragenen Aufgaben ande¬rer Personen und Stellen bedienen , die unter Aussichtund auf Rechnung und Gefahr des Kommnnalverbandes
handeln.

Die Reichsbekleidungsstelle ist berechtigt , die Durch¬
führung des Erwerbes , der Bearbeitung und Veräuße¬rung getragener Klcidungs- und Wäschestücke und getra¬gener Schuhwareu für einzelne Kommunalverbändc aufderen Antrag ganz oder teilweise zu übernehmen.

8 2.
Die Reichsbekleidungsstelle ist berechtigt, Grundsätzeüber die Ablieferung getragener Kleidungs- und Wäsche¬

stücke und getragener Schuhwaren und über deren Er¬werb durch die Kommunalverbände aufzustellen : insbe¬
sondere kann sie anordnen, daß der Uebernahmepreis
nach näheren Weisungen der Reichsbekleidungsstelle end¬
gültig durch Sachverständige festgestellt wird , über deren
Bestellung die Reichsbekleidungsstelle Bestimmungen
treffen kann .

8 3.
Die Kommunalverbände sind verpflichtet , der Neichs¬

bekleidungsstelle von den getragenen Kleidungs- und
Wäschestücken und den getragenen Schuhwaren zu über¬
lassen :

a) den ganzen Bestand der von ihnen erworbenen
Uniformstücke ,

k>) auf Anforderung der Reichsbekleidungsstelle ein
Drittel des übrigen noch als Kleidung, Wäsche
oder Schuhwerk verwendbaren jeweiligen Be¬
standes,

e) den ganzen Bestand an den zu l> genannten Ge¬
genständen , soweit sie auch nach Wiederinstand¬
setzung nicht mehr als Kleidung, Wäsche oder
Schnhwcrk verwendbar sein würden,

ck) die bei Wiederinstandsetzung dieser Gegenstände
entstehenden Abfälle

Die Reichsbekleidungsstelle hat den Komumnalver-
bänden einen angemessenen Uebernahmepreis zu zahlen,der den Selbstkostenpreis nicht übersteigen soll. Den
Selbstkostenpreis stellt die Reichsbekleidungsstelle end¬
gültig fest.

Bietet die Reichsbekleidungsstelle weniger als den
Selbstkostenpreis und ist der Kommunalverband mit dem
gebotenen Preise nicht einverstanden, oder ergeben sichandere Streitigkeiten , so entscheidet endgültig das ReichK-
schiedsgericht für Kriegswirtschaft. Der Kommnnalver-
band hat ohne Rücksicht auf ein etwa schwebendes Ver¬
fahren zu liefern, die Reichsbekleidungsstelle vorläufigden von ihr als angemessen erachteten Preis zu zahlen.

8 4.
Die Bestände an getragenen Kleidungs- und Wäsche¬

stücken und getragenen Schuhwaren, die den Kommunal-verbänöen bei Außerkrafttreten des 8 9s noch verblei¬
ben , hat auf Antrag die Reichsbekleidungsstelle zum
Selbstkostenpreise zu übernehmen, wenn der Antrag beider Reichsbekleidungsstelle innerhalb einer von dieser zu
bestimmenden angemessenen Frist eingeht.Die Vorschriften des 8 3 Abs. 2, 3 finden entsprechendeAnwendung.

8 5.
Die Reichsbekleidungsstelle hat Ausführungsbestim¬mungen, Anweisungen und Richtlinien zu erlassen , nachdenen die Durchführung der im 8 1 bezeichneten Aufgabender Kommunalverbände zu erfolgen hat. Sie hat die

Ausführung der Bestimmungen des 89a und der vor¬
stehenden Bekanntmachung zu überwachen .

8 6.
Diese Bekanntmachung tritt am 27. Dezember 1916in Kraft.
Berlin , den 23. Dezember 1916.

Ter Stellvertreter des Reichskanzlers:
Dr . Helfferich .

(Nr 5639 ) LekauriLnrachnug über die Einfuhr
von Wild , zahmen Kaninchen. Geflügel und

MdgeflKgel .
Vom 24. Dezember 1916.

Auf Grund des 8 1 Abs . 2 der Bekanntmachung überdie Einfuhr von Vieh und Fleisch, sowie Fleischwarenvom 18. März 1916 (Reichs - Gesetzbl. S . 178) bestimme ich :
I.

Die Vorschriften der Bekanntmachung über die Ein¬
fuhr von Bich und Fleisch, sowie Fleischwaren vom 18 .Mürz 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 172) , sowie die dazu er¬
gangenen Ausführungsbestimmungen von? 22. März , 18.Juni und 21 . August 1916 (Reichs - Geschbi . S . 179, 830 .940) werden ausgedehnt auf Wild, zahme Kaninchen . Ge¬
flügel und Wildgeflügel, ferner auf frisches und znberei-tetcs Fleisch, sowie Fleischwaren von diesen Tieren .



8

I !-
Im Sinuc dieser Bekanntmachung gelten
als Wild : Rot - und Damwild , Remitiere , Rehe .

Schwarzwild , Hasen , wilde Kaninchen,-
als Geflügel : Ganse , Enten , -Hühner , Tauben ,Puten, -
als Wildgeflügcl : Fasanen , milde Enten , Neb - und

Feldhühner , Schneehühner , Haselhühner , Walö -
nnd Wasserschnepfen.

I ! I.
Tie Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬

kündung , die Ausdehnung der Strafvvrschriftcn mit dem27. Dezember 1916 in Kraft .
Berlin , den 21 . Dezember 1916.

Ter Stellvertreter des Reichskanzlers :
Tr . H e l f s e ri ch.

VsLerländischer HrSfsdrenst .
Aufforderung des Kriegsamts zur freiwillige » Meldung
gemäß 8 7 Abs . 2 des Gesetzes für den vaterländische «

Hilfsdienst .
Hilfsdienstpflichtige werden gesucht zur Verwendung

im besetzten feindlichen Gebiet und zwar :
Für Schreiber - und Botendienst bei militärischen

Kommando - und Verwaltungsbehörden ,
Zur Beaufsichtigung fremdländischer Arbeiter ,
Zur Beschäftigung in militärischen Wirtschaftsbe¬

trieben jeder Art , in Soldatcnhcimen und Laza¬
retten .

Es wird zunächst ein vorläufiger Arbeitsvertrag
mit lltägiger Kündigung abgeschlossen. Die Hilfsdienst -
pflichtigen erhalten :

Freie Verpflegung und Unterkunft ,
freie Eisenbahnsahrt zum Bestimmungsort und

zurück,
freie Benutzung der Feldpost ,
freie ärztliche und Lazarettbehandlung ,
militärische Bcklcidungs - und Ausrüstungsstücke ,

falls die Art der Beschäftigung es nötig erscheinen
läßt .

Die Höhe des Lohnes oder Gehalts wird nach Ar¬
beitsort und -Dauer , sowie nach der Leistung festgesetzt ,
eine auskömmliche Bezahlung wird zugcsichert.

Fm Fall des Bedürfnisses werden außerdem Zu¬
lagen gewährt für in der Heimat zu versorgende
Familienangehörige .

Die Versorgung Hilfsdicnstpflichtigcr , die eine
Kricgsdienstbeschädigung erleiden , und ihrer Hinter¬
bliebenen wird noch besonders geregelt .

Die auf Grund dieser Meldungen im Etappen - und
Operationsgebiet verwendeten Hilfsdienstpflichtigen
rechnen im allgemeinen zum HeereSgefolgc und unter¬
stehen insoweit den Kricgsgcsetzen .

Meldungen nimmt die Unterzeichnete Kricgsamts -
stelle bis 111. Januar 1817 entgegen :

Es sind beizubringen :
Polizeilicher Ausweis mit Photographie ,
Etwaige Militürpapicrc ,
Bcschäftigungsausweis oder Arbeitspapiere , erfor¬

derlichenfalls eine Bescheinigung gemäß 8 9 Abs. 1
des Gesetzes über den vaterländischen Hilfsdienst
jAbkehrschein) ,

Angabe , wann der Bewerber die Beschäftigung an-
trcten kann .

» Kriegsamtsstellc beim Stellv . Gcn -Kdo. XIV . A .-K . :
St ahm er , Major .

Durlach . Handelsregister . Zu War Schell-
krrg L Ko H m . b L . in Söllingen wurde ein¬
getragen -. Der Sch der Gesellschaft ist nach Karls¬
ruhe verlegt . Das Stammkav - tal ist um 80000 ^
erhöht und beträgt jetzt 100 000 Amtsgericht .

zur Abgabe der Erklärung für die Veran¬
lagung zur Befitzstcuer und Äriegssteuer .

Nach ts 52 Abs. 1 und 2 des Besitzsteuergcsetzes vom3 . Juli 1913 , nach den 88 5 und 15 Abs. 1 der Äusfüh-
lungsbestiminuogen de« Bundesrats und noch H 7 der Voll¬
zugsverordnung des Finanzministeriums hiezu , weiter nach
8 26 des Kricgssteuergesetzes vom 21 . Juni 1916 , nach den
88 2 , 4 , 6 , 7 Abs. 1 urd 8 der AuSsührungsbestimmungendes Bundesrats und noch 8 1 der Vollzugsverordnung des
Finanzministeriums hiezu haben alle Personen , die am 31 .Dezenber 19 ! 6 ein steuerpflichtiges Vermögen von mehr als10000 haben,

'
in der Zeit vom 15. Januar bis 15 Februar 1917

eine Besitz - und Krt gsneuerelklörung obmaeben Eine
Kricossleuererklärring haben ferner nbzugeben die Vorstände,persönlich hastenden Gesellschafter , Vertreter , Geschäftsführeroder Liquidatoren der inländischen Akuengesellschasten , Kom¬
manditgesellschaften aus Aktien , Vkrggewerkichasten , Gesell¬
schaften mir beschränkter Haftung und eingetragenen Ge¬
nossenschaften , die Vorsteher der inländischen Niederlassungenvon ausläudi chcn Gesellschaften dieser Art , die im deutschen
Reichsgebie : eine Betriebsstäite haben , schließlich die Ver¬treter der vom Bundesrat für kriegssteuerpflichtig erklärten
sonstigen juristischen Personen.

Eine Tagfahrt zur Entgegennahme der Erklärungenfindet nicht statt . Jeder Steuerpflichtige muß vielmehr selbst
dafür sorgen , daß seine Erklärung rechtzeitig beim zustän¬
digen Steuerkvmmissär eingereicht wird . Steuerpflichtige, die
nicht am Amtssitz des Steuerlomnnssörs , aber in einer Ge¬
meinde seines Bezirks wohnen können ihre Erklärung auchbeim Bürgermeister ihrer Wohnsitzgemeinde — offen oder
verschlossen - einreichen .

Gegen den , der die Erklärung nicht rechtzeitig abgibt,können Geldstit- sen bis zu 560 ^ für jede Fristversäumnis
ausgesprochen werken ; außerdem wird ihm ein Zuschlag von
5 bis 10 vom Hundert der geschuldeten Besitz - und Kriegs¬
steuer auferlegt .

Erhält ein nach K 52 Abs . 1 des Besitzsteuergesetzcs oder
nach A 26 des Ktiegssteuergesetzes zur Abgabe einer Er¬
klärung Verpflichteter ke ne besondere Aufforderung hiezu, ,so ist er dadurch von dieser Verpflichtung nicht befreit. Er
hat vielmehr die Erklärung auch ohne bcsondeie Aufforderung
rechtzeitig einzureichen

Vordrucke für die Erklärungen werden den Steuer¬
pflichtigen , soweit es möglich ist , zugkstellt , außerdem aber
von den Bürgermeisterämtern , am Amtssitz des Stefter-
kommissärs , von diesem , unentg - ltlich abgegeben.

Unrichtige oder unvollständige Angaben in der Er¬
klärung sind mit einer Geldstrafe bis zum Zwanzigfachender gefährdeten Besitzsteuer und bis zum Fünffachen der ge¬fährdeten Krieossteuer bedroht , in gewissen Fällen daneben
noch bei der Besitzstcuer mit Gefängnisstrafe bis zu sechsMonaten , bei der Kriegssteucr mit Gefängnisstrafe bis zueinem Jahr und Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte.

Die Finanz , und Hauptsteuerämter , in den iüiif großenStädten des Landes auch die Steuereinnehmereieu , ziehendie Besitz - und dir Kriegssteuer ein Zahlungen auf die Kriegk -
fleuer werden auch schon vor der Veranlagung angenommen." Durlach , den 2 . Januar 1917 .
Der Grotzh . Steuerkvmmissär für den Bezirk Durlach .

Die Gemeinden Königsbvch , Singen und Wilferdingen
sind der Unterzeichneten Stelle zugereist und gelten für die¬
selben die gleichen Bestimmungen.

Pforzheim , den 2 . Januar 1917 .
Der Gr . Stcuerkommissür für den Bezirk

Pforzheim - Land II.

Es wird darauf aufmerksam gemacht , daß läng¬
stens bis zum 14 . l . Mts . das 1 . Viertel an direkten
Steuern ( Vermögens - , Einkommen- und Be-
försterungssteuer ) bei der am Wohnsitze der Steuer¬
pflichtigen befindlichen Steuereinnehmerei zu ent¬
richten ist .

Nichteinhaltung des Verfalltermins hat Mahnung
zur Folge , wofür der Mahner eine Gebühr von
20 Pf . änzusprechen hat .

Breiten den 2 . Januar 19l7 .
Großh . Finanzamt

Druck und Verlag von Adolf DuPS iu Durlach
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